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No?ellen zum UOG, :CHUG und AOG (Arbeitskreis für Gleich­
be::andlungsfrager.;; Stellangnahme 

Bzg.: Da. Z1. 68.:'S3/1:2-:::/B/5B/92 

Z~ den obbezeichLe~en Gesetzentwürfen gibt das Amt der Salzburger 

La~desregierung =81gende Stellungnahme bekannt: 

Die vorliegenden ~ntwürfe zum UOG, KHUG and zum AOG sehen im 

wesentlichen dieselben Regelungsinhalte vor. Eine Begutachtung 

e~=olgt daher in einem. 

z~ § 106a UOG, § :'4b KRUG, § 25a AOG: 

Die Intention, ein ausgewogenes Zahlenverhältnis zwischen den an 

de~ Hochschule tätigen Männern und Frauen zu erreichen, ist zu be­

gr:jßen. Die Formulierung "ausgewogenes Zahlenverhältnis" sollte 

jedoch in den erläuternden Bemerkungen konkretisiert werden. Es 

wäre an eine dynamische Quotierung, die sich vor allem an dem 

Quotenverhältnis ~ännliche : weibliche Absolventen orientiert, zu 

denken. 

Die vom obersten Kollegialorgan zu beschließenden Frauenförper­

pläne sollten einen verbindlichen Charakter haben und somit 

sanktionierbar sein. Als weitere frauenfördernde Maßnahmen wären 

u.a. die Bereitstellung von Planstellen, Sonderkontingenten für 
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Frauen, eine Erteilung von Lehraufträgen, die Bereitstellung von 

Forschungsmitteln und Forschungseinrichtungen sowie die Freistel­

lung zu ?orschungszwecken etc. jeweils für Frauen zu empfehlen. 

Bei der Sinrichtung von Arbeitskreisen ist sicherzustellen, daß 

auch universitätsangehör~ge, die nicht dem wissenschaftlichen 

Personal zuzurech~en si~d, durch den Arbeitskreis vertreten 

werden. 

F~auendiskriminierung ~s~ vor allem ein strukturelles Problem und 

nicht eine reine ?ersonalangelegenheit. Es ist daher notwendig, 

die Agenden des ~rbeits~~eises dahingehend auszudehnen, daß seine 

~i~glieder auch ar. Sitz~~gen der Budget- und Stellenplankornrnission 

~eilneh~en könner.. 

G~ die ~i~glieder der ~~beitskreise für Gleichbehandlungsfragen 

~öglichs~ vor Dis~rimin~erungen auf Grund ihrer Tätigkeit zu 

schützen, erschein~ es s~~nvoll, ihnen ähnliche Rechte wie die 

Rechte von Personalver~~etern ~uzugestehen. 

G~eichschriften d~eser S~ellungnahrne ergehen u.e. an die Ver­

bindungsstelle der Bundesländer, an die übrigen Ämter der Lan­

desregierungen u~d in 25 Ausfertigungen an das Präsidium des 

Nationalrates. 

Für die Landesregierung: 

Dr. Hueber 

Landesarntsdirektor 
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